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Präambel

Seit mehr als einem Jahrhundert arbeiten Sozialarbeiter_innen1 daran, das Wohlergehen von Men-
schen zu verbessern, die gesellschaftlich benachteiligt und von gleichberechtigter gesellschaftli-
cher Teilhabe ausgeschlossen sind. Dabei war der Rahmen, in dem sich Soziale Arbeit bewegte, 
lange Zeit vor allem der Nationalstaat, seine Bürger_innen, Armen und Hilfsbedürftigen. Auch 
heute noch ist die Soziale Arbeit Teil wohlfahrtsstaatlicher Arrangements, die nationalstaatlich 
geprägt sind: Viele soziale, politische und bürgerliche Rechte sind an den Staatsbürgerschaftssta-
tus geknüpft. Daher ist bereits de jure eine Schlechterstellung von Geflüchteten und vielen an-
deren Migrant_innen festgelegt. Soziale Arbeit entwickelte sich im Rahmen ihrer Situierung im 
wohlfahrtsstaatlichen Kontext, zugleich entstanden aber auch sie prägende menschenrechtliche, 
subjektorientierte und im weitesten Sinne humanistische fachliche Perspektiven sowie Unterstüt-
zungskonzepte, die nicht auf eine solche Beschränkung festgelegt sind. Aus ihnen folgt ein Bekennt-
nis zur Gewährleistung der Menschenrechte und zum Streben nach rechtlicher und faktischer 
Gleichstellung. Aktuell, in Zeiten fortgeschrittener Globalisierung, ist Soziale Arbeit zunehmend 
gefragt, auch diejenigen zu unterstützen, die sich nicht auf Bürger_innenrechte berufen können, 
die von einem Teil der Leistungen des Sozialstaates ausgeschlossen sind oder die ihre Abschie-
bung befürchten müssen. Die Soziale Arbeit steht damit einerseits vor der Herausforderung, neu  
Angekommene darin zu unterstützen, ein sicheres und gutes Leben zu gestalten und ande-
rerseits deren mindere Rechtsstellung als Einschränkung der individuellen und gesellschaft-
lichen Entwicklung zu kritisieren. Gleichzeitig sind Problemstellungen zu bearbeiten, die erst 
aus ungesicherten Aufenthaltsbedingungen resultieren. Die praktische Tätigkeit ist – gerade in 
Gemeinschaftsunterkünften – dadurch erschwert, dass Sozialarbeiter_innen meist in schlecht 
ausgestatteten, unklar geregelten und konzeptionell kaum entwickelten Settings agieren. In der 
Folge besteht zwischen dem, was fachlich und professionsethisch geboten ist, und dem, was 
rechtlich sowie praktisch nahe gelegt wird, eine große Diskrepanz. Die Soziale Arbeit sieht sich 
entsprechend aufgefordert, rechtliche Festlegungen, auf deren Grundlage Menschen das Recht 
auf Aufnahme, Schutz und Unterstützung verwehrt wird, kritisch zu hinterfragen. Das gilt glei-
chermaßen für die generelle Schlechterstellung wie für aktuell stattfindende Entrechtungen, 
vernachlässigende Unterstützung sowie für aufenthaltsbeendende Maßnahmen (sog. ‚freiwillige 
Ausreisen‘ und Abschiebungen). Das bedeutet auch, sich der Erwartung zu verweigern, an der 
Durchsetzung aufenthaltsbeendender Maßnahmen mitzuwirken. 

 

1	Aus Gründen der Lesbarkeit ist hier und im Folgenden nur von Sozialarbeiter_innen die Rede. Gemeint sind immer 

Sozialarbeiter_innen/Sozialpädagog_innen. 
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Zum Zweck des Positionspapiers

Das vorliegende Positionspapier soll eine Grundlage für die professionelle Selbstverständigung 
in der Sozialen Arbeit mit geflüchteten Menschen bieten, aber auch in der übergreifenden sozi-
alpolitischen Diskussion zum Einsatz kommen. Es soll Sozialarbeiter_innen ermöglichen, sich 
in ihrem Handeln und dessen Begründung auf geteilte berufsethische und fachliche Standards 
zu berufen. Ferner soll es dazu beitragen, mehr Transparenz und Verbindlichkeit hinsichtlich 
der Leistungen der Sozialen Arbeit herzustellen und die erforderlichen Rahmenbedingungen 
einzufordern. Schließlich soll das Positionspapier Qualitätsentwicklungsprozesse im Bereich der 
Sozialen Arbeit in Gemeinschaftsunterkünften anregen, um diese noch stärker am Bedarf der 
sie Nutzenden, das heißt den Geflüchteten selbst, zu orientieren. Die hier vorgelegten Standards 
konkretisieren allgemeine Grundsätze der Sozialen Arbeit2 bezogen auf die Unterstützung von 
Geflüchteten in Gemeinschaftsunterkünften.3 Dies ist erforderlich, weil geflüchteten Menschen 
in vielen Bereichen die Teilhabe an allgemein gültigen sozialen Errungenschaften auf rechtlicher, 
institutioneller, aber auch interaktiver Ebene (z. B durch Paternalismus, Entmündigung, Othe-
ring) verwehrt wird. 

Das fachlich und ethisch begründete Mandat der Sozialen Arbeit

Soziale Arbeit zielt – so die globale Definition der International Association of Schools of Soci-
al Work/ The International Federation of Social Workers – auf die Stärkung und Befreiung der 
Menschen sowie auf sozialen Wandel, soziale Entwicklung und sozialen Zusammenhalt.4 Die 
Menschenrechte und die Prinzipien der sozialen Gerechtigkeit, der gemeinsamen Verantwortung 
und der Achtung der Vielfalt bilden die Grundlagen ihrer Arbeit. Soziale Arbeit vertraut entspre-
chend ihres fachlichen Selbstverständnisses und ihres professionellen Ethikkodexes auf die Kraft 
der Menschen, ihr Leben selbst zu gestalten. Sozialarbeiter_innen verstehen es als ihren Auftrag, 
Menschen im Sinne ihrer Selbstbestimmung, Partizipation und gleichberechtigten Teilhabe am 
gesellschaftlichen Leben zu unterstützen und dort Partei zu ergreifen, wo diesem Anspruch ge-
sellschaftliche Rahmenbedingungen entgegenstehen. Soziale Arbeit stützt sich im professionellen 
Handeln auf wissenschaftliches Wissen ebenso wie auf handlungspraktisches Erfahrungswissen. 
Um soziale Teilhabe, individuelle Autonomie sowie Entwicklung und Bildung aktiv zu unter-
stützen, hat die Soziale Arbeit wissenschaftlich reflektierte Handlungskonzepte entwickelt. Sie 
nutzt bspw. Methoden der Einzelfall-, Gruppen- und Gemeinwesenarbeit sowie der Lobbyarbeit 
und der Organisationsentwicklung. Zur Erfüllung ihres Mandates braucht Soziale Arbeit ange-
messene materielle (zeitliche, personelle, finanzielle, räumliche und gegenständliche Ressourcen) 
Grundlagen, die ideelle Basis eines handlungsfeldspezifisch akzentuierten fachlichen Selbstver-
ständnisses und eine Bandbreite von Handlungskonzepten.

2	 Hinweise zur Qualität in der Sozialen Arbeit können neben wissenschaftlichen Fachpublikationen u. a. auch den 

folgenden praktisch orientierten Publikationen entnommen werden https://www.dbsh.de/beruf/haltung-der-profession/

qualitaetskriterien.html, http://qsd-online.de/cd.html (letzter Zugriff 12.11.2015)

3	 Dieses Papier bezieht sich in erster Linie auf Gemeinschaftsunterkünfte, weil für diese in vielen Bundesländern 

Mindeststandards definiert sind, die Mindeststandards Sozialer Arbeit unterschreiten oder vermissen lassen.  

Nichtsdestotrotz müssten viele in diesem Papier formulierte Standards der Sache nach nicht nur für Gemeinschaftsunter-

künfte, sondern auch für Not- und Erstaufnahmeeinrichtungen gelten.

4	 Vgl. IASSW/IFSW 2014, Globale Definition Sozialer Arbeit, https://www.dbsh.de/beruf/definition-der-sozialen-arbeit.

html (letzter Zugriff 12.11.2015)
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Zur Situation in Gemeinschaftsunterkünften

Sozialarbeiter_innen sind in der Arbeit mit geflüchteten Menschen in einem Feld tätig, das stark 
durch nicht erfüllte Bedürfnisse, durch Menschenrechtsverletzungen (vor, während und nach der 
Flucht) sowie durch Unsicherheit geprägt ist. Soziale Arbeit mit geflüchteten Menschen wird in 
aller Regel unter de jure und de facto äußerst prekären und oft auch ungeregelten Bedingungen 
geleistet. Das Leben in Gemeinschaftsunterkünften führt zu mannigfaltigen physischen, psychi-
schen, sozialen (u. a. Isolation, Stigmatisierung, Vertrauensbrüche trotz räumlicher Nähe) und or-
ganisatorischen Problemen, die teilweise erst dazu führen, dass Soziale Arbeit benötigt wird. Aus 
diesem Grund, aber auch aus weiteren grundsätzlichen Erwägungen muss eine dezentrale Unter-
bringung das Ziel sein. Soziale Arbeit in Gemeinschaftsunterkünften ist als Unterstützungsleis-
tung im Kontext eines breiten Angebotes von sozialen Beratungs- und Unterstützungsdiensten zu 
betrachten, die für alle Geflüchteten offen stehen sollten – unabhängig von ihrer Unterbringungs- 
bzw. Wohnform, ihrem Aufenthaltsstatus und ihrer Aufenthaltsdauer. Es bedarf also auch eines 
allgemeinen Ausbaus der Unterstützungsstrukturen für geflüchtete Menschen und der weiteren 
Öffnung der Regeldienste. Bislang ist das Feld unterstützender Dienstleistungen noch unzurei-
chend entwickelt und zudem überwiegend einseitig von den Bedarfen der Mehrheitsgesellschaft 
her konzipiert.

Mangelnde materielle Basis und Überlastung als besonders eklatante Probleme

An vielen Orten sind in Gemeinschaftsunterkünften Personalschlüssel von 1:150 oder 1:100 
etabliert,5 andernorts sind überhaupt keine Beratungs- und Unterstützungsdienstleistungen durch 
Sozialarbeiter_innen vorgesehen oder ihre Aufgaben sind so uneindeutig definiert und gestaltet, 
dass die Zeit für fachliche Aufgaben6 durch fachfremde Tätigkeiten (z. B Essensausgabe) mini-
miert wird.7 Unter diesen Bedingungen kann weder ein angemessener Informationsaustausch 
erfolgen noch ist eine eingehende individuelle Verständigung zwischen Beratungsuchenden und 
Sozialarbeiter_innen möglich. Auch die für eine gute Unterstützung erforderliche differenzier-
te Situations- oder Einzelfallanalyse und der Aufbau einer professionellen Arbeitsbeziehung zur 
koproduktiven Bearbeitung sozialer Problemlagen sind unter diesen Bedingungen nicht in ange-
messener Weise durchführbar. Die Förderung sowie die Gewährleistung des Schutzes besonders 
vulnerabler Gruppen (hier ist insbesondere auf die Kinder, aber auch auf die weiteren u.g. Perso-
nengruppen zu verweisen) ist zu beachten. Das personell, zeitlich, räumlich, konzeptionell und 
infrastrukturell meist unzureichend entwickelte Unterstützungsangebot trägt zudem dazu bei, 
dass es Sozialarbeiter_innen schwer fällt, die Menschen, mit denen sie arbeiten, als Individuen 
mit persönlichen Geschichten, Bedürfnissen und Wünschen wahrzunehmen. In Gemeinschafts-
unterkünften kommt es immer wieder vor, dass auch Mitarbeiter_innen geflüchtete Menschen als 
homogene Gruppe oder als ein Ensemble von vornehmlich über ethnische Kategorien beschreib-

5	 In Notunterkünften wird selbst dieser Personalschlüssel nicht gewahrt.

6	 Eine Übersicht über fachliche Aufgaben findet sich unter http://www.fluechtlingsrat-mv.de/wp-content/uploads/

Unterbringung/AG_MASF_Aufgabenfelder_der_Fluechtlingssozialarbeit.pdf. (letzter Zugriff 12.11.2015)  

Zwar lässt sich diese umfassende Aufgabenbeschreibung nicht unmittelbar auf ein konkretes Einsatzgebiet übertragen, 

aber Praktiker_innen können sie bei Verhandlungen über ihre Zuständigkeiten nutzen.

7	 Zusätzlich braucht es in Gemeinschaftsunterkünften allgemein weiteres Personal, z. B eine Personalstelle für 

Leitungsaufgaben sowie eine Personalstelle für Hausmeistertätigkeiten. Es bedarf der Planungssicherheit für eine  

kontinuierliche und langfristige Personalentwicklung. Die Berechnung des Personalschlüssels sollte aufgrund der  

gemeldeten Flüchtlingszahlen erfolgen und nicht von einer Anwesenheitskontrolle abhängig gemacht werden.
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bare Subgruppen ansehen. Das führt dazu, dass passende Unterstützung versagt wird und grund-
legende Rechte (z. B im Bereich der Gesundheitsversorgung, der persönlichen Entwicklung und 
des Schutzes vor Kindeswohlgefährdung) nur unzureichend gewährleistet oder erstritten werden.

Mandatswidrige Erwartungen an Sozialarbeiter_innen  
in Gemeinschaftsunterkünften

Im Rahmen ihrer Tätigkeit werden Sozialarbeiter_innen in Gemeinschaftsunterkünften vielerorts 
in Tätigkeiten verwickelt, die mandatswidrig sind. Etwa wenn von ihnen erwartet wird, dass sie 
„Amtshilfe“ für die Polizei leisten, Angaben zu vermuteten Herkunftsländern machen, Abwesen-
heiten in Unterkünften melden, Adressen von untergetauchten Bewohner_innen weiterleiten oder 
dass sie an Altersfeststellungen mitwirken. Zudem werden Tätigkeiten an sie herangetragen, die 
nicht dem Aufgabenspektrum ihrer Profession entsprechen. Dazu gehören Erfahrungsberichten 
zufolge z. B kontrollierend-sicherheitsdienstliche und privatwirtschaftlich-verwaltungsbezogene 
Aufgaben. Diese Tätigkeiten reduzieren nicht nur die Zeit für den eigentlichen Auftrag.8 Weitaus 
problematischer ist, dass sicherheitsdienstliche Tätigkeiten oder diese Form der Zusammenarbeit 
mit der Polizei Sozialarbeiter_innen in Widersprüche zu ihrem beruflichen Ethos bringen. Das 
gilt auch für die Mitwirkung an Abschiebungen. Eine Beteiligung widerspricht dem professionel-
len Ethos und fachlichen Selbstverständnis Sozialer Arbeit.9 Angesichts drohender aufenthaltsbe-
endender Maßnahmen sollten Sozialarbeiter_innen über sämtliche Handlungsoptionen beraten, 
damit Betroffene selbst eine informierte Entscheidung treffen können.

Ziele und Aufgaben Sozialer Arbeit (nicht nur) mit Geflüchteten

Soziale Arbeit zielt auf Beratung, Betreuung und Unterstützung bei Zugängen zu Gesundheit, Bil-
dung, materieller Existenzsicherung, Arbeit, Wohnung und Mitbestimmung, und sie zielt auf die 
persönliche Weiterentwicklung. Zur angestrebten vollen Inklusion von Menschen in alle Bereiche des 
sozialen Lebens gehören auch die Stärkung und das Empowerment von Einzelnen und Gruppen.10 
Insgesamt ergeben sich die folgenden allgemeinen Zielstellungen und Aufgaben Sozialer Arbeit, die 
selbstverständlich auch in der Sozialen Arbeit mit geflüchteten Menschen gelten sollten.

1.		Anerkennung: Vollständige Anerkennung der Person, unabhängig von ihrem rechtlichen Status

2.		Materielles Wohlergehen: Realisierung der vollen gesellschaftlichen Teilhabe, Sicherheit, 
Entfaltung, gleicher Zugang zum Wohnungs-, Arbeits- und Konsummarkt, selbstbestimmte 
Unterbringung, Zugang zu sozialer Unterstützung, umfassende und uneingeschränkte Gesund-
heitsversorgung ab dem ersten Tag

8	 Vgl. dazu auch die Erklärung der IFSW vom 05.09.2015 mit dem Titel „Statement on the refugee crisis“ 

http://ifsw.org/news/statement-on-the-refugee-crisis/ (letzter Zugriff 12.11.2015)

9	 Vgl. z. B Absatz 5.2. des Internationalen Code of Ethics, wonach „Sozialarbeiter_innen nicht zulassen sollten, dass 

ihre Fertigkeiten für inhumane Zwecke missbraucht werden“ (vgl. IASSW 2014), https://www.dbsh.de/beruf/definition-

der-sozialen-arbeit.html (letzter Zugriff 12.11.2015)

10	Vgl. IASSW/IFSW 2014, Globale Definition Sozialer Arbeit, https://www.dbsh.de/beruf/definition-der-sozialen-arbeit.html 

(letzter Zugriff 12.11.2015)
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3.		Menschliche Entwicklung: Förderung von Bildung, Aus-, Fort- und Weiterbildung, 
Anerkennung von Lebenserfahrung und vorhandenen Kompetenzen, Förderung der 
Aufnahme von Beschäftigung

4.		Soziale Nähe: Verringerung sozialer Distanz zur Umgebung, Unterstützung der Nutzung 
von nachbarschaftlichen Angeboten sowie von Angeboten von Erfahrungs- und Interes-
sengemeinschaften

5.		Partizipation und Engagement: Förderung der Möglichkeit, Entscheidungen zu treffen, 
die eine_n selbst betreffen, Förderung des eigenen Engagements und der Vernetzung

6.		Veränderung von Machtverhältnissen: (Selbst-)kritische Auseinandersetzung von Sozi-
alarbeiter_innen mit Machtverhältnissen (u. a. Rassismus, Ethnisierungsprozessen und 
Diskriminierung) auf allen Handlungsebenen. 

Zur Realisierung ihrer Ziele müssen Sozialarbeiter_innen die Möglichkeit haben, nicht nur Unter-
stützung in direkten Interaktionen zu leisten, sondern auch konzeptionell-strukturell zu handeln 
sowie Öffentlichkeits- und Lobbyarbeit zu betreiben, um beispielsweise die Aufhebung der recht-
lich kodifizierten Teilhabebeschränkungen anzumahnen. Zum Mandat Sozialer Arbeit gehört 
Unterstützung bei der Gestaltung der Beziehungen gegenüber dem Staat (Advocacy hinsichtlich 
der Garantie und erweiterten Gewährung von Rechten), gegenüber dem Markt (Qualifizierung 
und Zugänge) und gegenüber der Umgebung (Nachbarschaften, Öffnung von Institutionen, Ko-
ordination und Förderung freiwilligen Engagements, Antidiskriminierungsarbeit, Schutz vor 
Gewalt innerhalb und außerhalb der Unterkünfte, insbesondere vor rassistischen Übergriffen). 
Zum Aufgabenspektrum Sozialer Arbeit gehört außerdem die Unterstützung von Einzelnen und 
sozialen Gruppen in ihren Interaktions- und Beschwerdemöglichkeiten. Eine solche Arbeit benö-
tigt Grundlagen, die im Weiteren ausgeführt werden. 

Standards Sozialer Arbeit in Gemeinschaftsunterkünften

Aus dem Mandat der Sozialen Arbeit und den dadurch begründeten Zielsetzungen lassen sich 
professionelle Standards für die Soziale Arbeit in Gemeinschaftsunterkünften ableiten. Vor dem 
Hintergrund der aktuell meist unzureichenden Situation werden im Folgenden zunächst Konse-
quenzen im Hinblick auf konzeptionelle und strukturelle Voraussetzungen formuliert. Anschlie-
ßend werden Beschäftigungsbedingungen und die Kenntnisse und Kompetenzen der Fachkräfte 
thematisiert, die benötigt werden, um dem Mandat der Sozialen Arbeit in der Unterstützung von 
Geflüchteten in Gemeinschaftsunterkünften gerecht zu werden. 
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Konzeptionelle Anforderungen, fachliche Qualifikationen und Ausstattung

1.		Konzeptionelle Anforderungen: Träger von Gemeinschaftsunterkünften sollten über ausge-
wiesene wissenschaftsbasierte fachliche Betreuungs- und Unterbringungskonzepte verfügen. 
Die Konzeption sollte sich auf gängige Unterstützungs-, Beratungs- und Gewaltschutzkonzep-
te beziehen und die Bedarfe besonders vulnerabler Gruppen (u. a. Menschen mit Behinderung,  
LGBTIQ, Ältere, Frauen, Kinder und junge Volljährige) angemessen berücksichtigen. Ein kri-
tisches Monitoring der Unterbringungs- und Versorgungsbedingungen, das sich am Ethik-Ko-
dex der Sozialen Arbeit orientiert, soll sichergestellt werden. Für die Mitarbeiter_innen sollten 
entsprechende Tätigkeitsbeschreibungen vorliegen. Diese sollten u. a. gewährleisten, dass So-
zialarbeiter_innen nicht in Tätigkeiten eingebunden werden, die sie in der Realisierung ihres 
professionellen Handelns behindern oder die das Vertraulichkeitsprinzip konterkarieren. Im 
Fall von kritischen Ereignissen müssen Sozialarbeiter_innen mit Außenstehenden in Kontakt 
treten können. Ein regelmäßiger Austausch im Team sowie zwischen Team und Leitung sollte 
möglich sein und dessen Ergebnisse sollten dokumentiert werden. 

2.		Zugänglichkeit: Zu einem angemessenen Beratungs- und Betreuungsangebot gehören u. a. 
Erstaufnahmegespräche sowie die Vermittlung an andere soziale Dienste am Tag nach der 
Ankunft, eine tatsächliche Ansprechbarkeit für Beratung und Betreuung (feste Sprechzeiten, 
Organigramm mit Ansprechbarkeit, Qualitätsmanagement), sowie eine qualifizierte Beratung 
in sozial- und aufenthaltsrechtlichen Belangen. Sowohl Angebote in Gemeinschaftsunter-
künften als auch weitere Angebote im Umfeld der Unterkünfte sollten zeitlich und räumlich 
gut erreichbar sein. Für Angebote in Gemeinschaftsunterkünften sollten angemessene Büro-, 
Beratungs- und Veranstaltungsräume sowie die erforderliche Ausstattung (u. a. Schreibtisch, 
Telefon, Anrufbeantworter, Fax, Internet, Drucker, Kopierer) zur Verfügung stehen. 

3.		Kooperation: Die Träger sollten mit anderen Trägern im selben Bereich sowie mit Akteuren 
aus dem Sozialwesen (auch Bildungs- und Gesundheitssystem) sowie mit zivilgesellschaft-
lichen (Lobby-)Organisationen wie Flüchtlingsselbstorganisationen, Flüchtlingsräten und 
Bürgerinitiativen kooperieren. Dazu gehören die Zusicherung, dass der Träger Kooperations-
partner_innen Zugang zur Unterkunft gewährt, sowie ein Konzept für die fachliche Begleitung 
von bürgerschaftlichem Engagement.

4.		Teilhabe: Um partizipativ arbeiten zu können, sollen etablierte Verfahren der Betroffenenbe-
teiligung (Empowermentkonzepte sowie Beschwerdemanagement, orientiert an § 45 SGB VIII) 
berücksichtigt und weiterentwickelt werden. Die Selbstbestimmung der Bewohner_innen soll 
durch nachvollziehbare, effektive Beschwerdemöglichkeiten gewährleistet werden, die eine un-
abhängige Instanz im Sinne einer lokalen/regionalen Heimaufsichtsbehörde anbieten sollte.

5.	Qualifikation: Für die Soziale Arbeit mit geflüchteten Menschen sind zahlreiche sozialarbei-
terische und sozialpädagogische Kernkompetenzen für Beratung, Betreuung, Kooperation 
und Vermittlung erforderlich, weshalb ein Abschluss als Sozialarbeiter_in/ Sozialpädagoge_in 
(BA, MA, Diplom) und die in den entsprechenden Studiengängen vermittelten Fähigkeiten und 
Wissensbestände Voraussetzung für die Beschäftigung sind.11 

6.	Personalausstattung: Um ein angemessenes Beratungs- und Betreuungsangebot gewährleis-
ten zu können, kann für die fachliche Soziale Arbeit mit geflüchteten Erwachsenen ein Per-
sonalschlüssel von 1:50, in der Unterstützung besonders schutzbedürftiger Personen von 1:20 

11	Für nicht-sozialarbeiterische Tätigkeiten, wie z. B Verwaltung, Schutz, Hausmeisterei, Reinigung etc., sollte zudem 

ausreichend Personal vorhanden sein.
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sowie in der Begleitung von Kindern von 1:10 als Mindeststandard gelten.12 Mit der Einstel-
lungspraxis sollen die Träger das Ziel verfolgen, die in der Gesellschaft und die in den Unter-
künften vorhandene Diversität im Team abzubilden. Den Sozialarbeiter_innen sollten Zeiten 
für Qualifizierung, Konzeptionierung, Reflexion, Vernetzung und Positionierung zugesichert 
werden: Eine angemessene Weiterqualifizierung im Hinblick auf neue Herausforderungen, die 
Entwicklung von Konzepten und die fachliche Reflexion erfordern Zeit. Auch die fachliche 
Zusammenarbeit und der kollegiale Austausch mit Kolleg_innen, die in anderen Diensten be-
schäftigt sind, und die Möglichkeit, sich zu fachpolitischen Fragen zu positionieren, gehören 
dazu. Zur Gewährleistung der hierfür notwendigen zeitlichen Ressourcen ist eine angemessene 
Personalausstattung erforderlich.

7.		Die fachliche Unabhängigkeit von Sozialarbeiter_innen ist zu gewährleisten, etwa indem sie 
einer Fachaufsicht unterstehen, die pädagogisch qualifiziert ist oder indem eine standortüber-
greifende pädagogische Leitung installiert wird.13 Zur Entwicklung angemessener Kommu-
nikations- und Informationsstrukturen sollten Sozialarbeiter_innen über fremdsprachliche 
Unterstützung und über ein Netzwerk von kooperierenden Dolmetscher_innen (z. B. Gemein-
dedolmetscherdienst) verfügen können. 

Beschäftigungsbedingungen von Sozialarbeiter_innen in  
Gemeinschaftsunterkünften

1.		Eingruppierung und Vertragsdauer: An die Stelle befristeter oder projektbezogener Verträge 
sollen dauerhafte und tariflich entlohnte Beschäftigungsverhältnisse ohne lange Probezeiten 
treten. Dies bedeutet derzeit14 ein Mindestgehalt entsprechend dem TVöD SuE, Entgeltgrup-
pe 11b, mind. Stufe  2 (derzeit 3.049,78  € brutto bis 4.022,50  € brutto) oder dem TVöD für 
Kommunen, Entgeltgruppe E 9, mind. Stufe 2 (2.857,36 € brutto bis 3931,43 € brutto) und eine 
Kompensation für angefallene Überstunden.15 Es bedarf einer regelmäßigen Überprüfung im 
Bereich des Arbeits- und Gesundheitsschutzes.

12	Die EU-Aufnahmerichtlinie 2013/33 formuliert unbedingte und detaillierte Vorgaben für die Unterbringung und 

Betreuung (vgl. EuGH Rs. 152/84 Slg. 1986, 723f Marshall sowie EuGH, verb. Rs. C-6 u. C-9/90, Slg. 1991, I-5357, Rn 12 -  

Francovich). Gefordert wird auch, geeignete Maßnahmen zu treffen, damit Übergriffe und geschlechtsbezogene Gewalt 

einschließlich sexueller Übergriffe und Belästigung zuverlässig verhindert werden, (vgl. Art. 18 Abs. 4 der EU-Aufnah-

merichtlinie). Neben den Aufgaben, die in der teilhabe- und entwicklungsfördernden Arbeit mit geflüchteten Menschen 

generell anfallen, gibt es eine Reihe zusätzlicher Aufgaben, die sich aus den besonderen Bedarfslagen von Personen mit 

besonderer Schutzbedürftigkeit ergeben, hier ist u. a. auf den Kinderschutz zu verweisen. Expert_innen gehen davon aus, 

dass mindestens die Hälfte der Geflüchteten zur Gruppe der besonders schutzbedürftigen Personen gehört, woraus sich 

erhebliche zusätzliche Aufgaben für die Sozialarbeiter_innen in Unterkünften ergeben. Dies gilt zudem, weil die laufen-

den Prozesse aufgrund notwendiger Übersetzungen mehr Zeit in Anspruch nehmen. Auch wenn es bislang keinen ver-

bindlichen Stellenschlüssel gibt, können doch Stellenschlüssel aus anderen Bereichen der Sozialen Arbeit Anhaltspunkte 

geben: Bei besonders schutzbedürftigen Personen (im Bereich der Garantenstellung des Allgemeinen Sozialen Dienstes 

bzw. in Einrichtungen für Personen mit Behinderungen, für unbegleitete Minderjährige, in Frauenhäusern) gelten 

Stellenschlüssel von 1:28, 1:6, 1:8, 1:12 und im Einzelfall 1:1 als sinnvoll; für diese Hinweise danken wir Prof. Dr. Claus 

Richter, TH Köln sowie Alexander Wegner, ver.di Bund.

13	Träger sollten frei gemeinnützig oder Wohlfahrtsverbände sein, denkbar ist auch eine Trägerschaft auf Landesebene, um 

eine größere Unabhängigkeit von den regionalen Verwaltungseinheiten wie bspw. Landkreisen zu erreichen.

14	Die hier angeführten Vergütungen beziehen sich auf die Entgelttabellen für das Jahr 2015.

15	Im Fall von Leitungstätigkeit liegt die Eingruppierung noch über den hier genannten Tarifen.
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2.		Supervision und Intervision: Zu einer sozialprofessionellen Arbeit gehört eine Begleitung 
durch eine fachkundige Supervision (trägerfinanziert und in der Arbeitszeit). Das gilt insbe-
sondere in einem Feld, in dem die dort Tätigen regelmäßig mit sehr belastenden Themen (wie 
Abschiebung, Perspektivlosigkeit, Traumata etc.) konfrontiert sind. Empfehlenswert ist eine 
Supervision, die mindestens alle vier Wochen (idealerweise alle 14 Tage) stattfindet und die 
sowohl eine Auseinandersetzung mit Einzelfällen als auch mit Teamstrukturen sowie mit den 
organisationalen und gesellschaftlichen Bedingungen beinhaltet, unter denen Soziale Arbeit 
stattfindet. Für die Zeiträume zwischen den Supervisionssitzungen sind strukturelle Regelun-
gen erforderlich, die eine bedarfsorientierte Intervision ermöglichen. Regelmäßige Supervision 
und Intervision sichern zum einen die fachliche Qualität der Arbeit mit Adressat_innen. Sie 
sind zum anderen aber auch unabdingbar für die psychische Gesundheit der Sozialarbeiter_in-
nen.

3.		Team und Vernetzung: Grundsätzlich sollten die Möglichkeit einer kollegialen Beratung so-
wie Möglichkeiten eines regionalen, überregionalen, bundesweiten und – bei Bedarf – auch 
internationalen Fachaustausches bestehen. Dies ist insbesondere vor dem Hintergrund der 
häufig sehr kleinen Teams und der sich erst entwickelnden Unterstützungsangebote erforder-
lich.

4.		Fort- und Weiterbildung: Die Möglichkeit zur Fort- und Weiterbildung (trägerfinanziert und 
in der Arbeitszeit), die eine bedarfsgerechte Qualifizierung und den Austausch unter den in 
diesem Feld tätigen Sozialarbeiter_innen gewährleistet, soll eingeräumt werden. Anzustreben 
ist ein Umfang von zwei zweitägigen Veranstaltungen im halben Jahr. Dies ist nicht zuletzt 
deshalb nötig, um sicherzustellen, dass Sozialarbeitende die schnellen Änderungen im Bereich 
der Sozialen Arbeit mit geflüchteten Menschen kennen und adäquat auf sie reagieren können.

Professionelle Kompetenzen für Soziale Arbeit in Gemeinschaftsunterkünften

Für die Realisierung eines reflexiven professionellen Handelns in der Sozialen Arbeit in Gemein-
schaftsunterkünften sind vielfältige im Rahmen eines Hochschulstudiums erworbene Kenntnisse 
und Kompetenzen erforderlich:

1.		 Kenntnisse fachwissenschaftlicher Grundlagen Sozialer Arbeit, die zu einem reflexiven 
Blick, bspw. auf Ziele, Aufgaben und Funktionen Sozialer Arbeit, zu bearbeitende Problem-
lagen, gesellschaftliche und organisationale Rahmenbedingungen, Fragen der Professionali-
tät und der Handlungskonzepte, befähigen

2.		 Kommunikations- und Beratungskompetenz, u. a. reflexiver Blick auf Individualität, soziale 
Bindungen, Traumatisierungen, Werte, Biografie, aktuelle und vergangene Lebensumstän-
de und Lebenserfahrungen bei sich selbst und bei den Klient_innen, traumapädagogische 
Kompetenzen, Orientierung auf Anerkennung und Diskriminierungskritik

3.		 Diskriminierungssensible Kompetenzen und Auseinandersetzung mit den Themenkomple-
xen ‚Rassismus‘ und ‚Kulturalisierung‘16

4.		 Kenntnisse der sozialrechtlichen Rahmenbedingungen, denen Geflüchtete unterworfen sind 
(z. B. Asylbewerberleistungsgesetz), Kompetenzen im Bereich des Eintretens gegen Rassis-
mus und Diskriminierung vor allem auf sozialräumlicher, lokaler und kommunaler Ebene 

16	Dies beinhaltet auch die Überzeugung, dass in der Sozialen Arbeit mit geflüchteten Menschen dieselben fachlichen 

Standards gelten, wie in der Sozialen Arbeit mit anderen Adressat_innen.
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5.		 Grundkenntnisse des internationalen (Flüchtlingskonvention, UN-KRK), europäischen 
(Dublin-VO, Asyl-Richtlinien) und bundesdeutschen Migrationsrechts (insb. Asylgesetz, 
Aufenthaltsgesetz)

6.		 Sozialwissenschaftliche Kenntnisse im Bereich Flucht und Migration, der biografischen Er-
fahrungen und aktuellen Herausforderungen, denen sich die Zielgruppe gegenüber sieht, wie 
z. B. vergangener und gegenwärtiger traumatisierender Erfahrungen

7.		 Fähigkeiten des Erkennens von spezifischen Bedürfnissen und spezifischer Vulnerabilität, 
sowie von Traumatisierung, Kindeswohlgefährdung und unterschiedlichen Rassismuserfah-
rungen, verbunden mit dem Wissen um Handlungsansätze und Hilfestrukturen in diesen 
Situationen 

8.		 Professionsethische Reflexivität, menschenrechtsorientiertes Mandatsverständnis und 
pädagogische Fachlichkeit, Lebenslage- und Lebensweltorientierung, Konfliktfähigkeit und 
reflektierte Parteilichkeit

9.		 Kompetenzen im Bereich professioneller Konzeption, Evaluation und Dokumentation
 10.	 Kompetenzen in der partizipativen, empowerment- und inklusionsorientierten Arbeit
 11.	 Kenntnisse über Handlungskonzepte Sozialer Arbeit, Fähigkeit des methodischen Handelns 

in der Beratung, Begleitung, Gemeinwesenarbeit sowie sozialräumlichen Arbeit, Koordina-
tions- und Kooperationsfähigkeit

 12.	 Neben diesen in einem Studium der Sozialen Arbeit erworbenen Wissensbeständen und 
Fähigkeiten, Kenntnissen und Kompetenzen können weitere Kompetenzen wie z. B. Mehr-
sprachigkeit sehr hilfreich sein. Hierbei ist allerdings zu beachten, dass auch mehrsprachige 
Sozialarbeiter_innen keine Sprachmittler_innen sind, ebenso wie Sprachmittler_innen keine 
Sozialarbeiter_innen sind.

Personen

Prof. Dr. Harald Ansen (HAW Hamburg)
Prof. Dr. Julika Bürgin (Hochschule Darmstadt)
Prof. Dr. Benjamin Benz (Ev. Fachhochschule RWL Bochum)
Prof. Dr. Sandro Bliemetsrieder (Hochschule Esslingen)
Prof. Dr. Anselm Böhmer (Hochschule Ravensburg-Weingarten)
Prof. Dr. Theda Borde (Alice Salomon Hochschule Berlin)
Prof. Dr. Stefan Borrmann (Hochschule Landshut)
Dr. Kemal Bozay (Vertretungsprofessur, FH Dortmund)

Erstunterzeichner_innen

Prof. Dr. Ariane Brenssell (Hochschule Braunschweig)
Prof. Dr. Stephan Bundschuh (Hochschule Koblenz)
Prof. Dr. Alexandra Caspari (Frankfurt University of Applied Sciences)
Prof. Dr. Regina-Maria Dackweiler (Hochschule RheinMain, Fachbereich Sozialwesen)
Prof. Dr. Hans-Ulrich Dallmann (Hochschule Ludwigshafen am Rhein)
Prof. Dr. Clemens Dannenbeck (HAW Landshut)
Prof. Dr. Cordula von Denkowski (Hochschule Hannover)
Prof. Dr. Andrea Dischler (KSFH München)

Verfasser_innen
Prof. Dr. Annette Müller (KHSB Berlin), Prof. Dr. Nivedita Prasad (ASH Berlin), Prof. Dr. Milena Riede (KHSB Berlin), 
Prof. Dr. Stefanie Sauer (EH Berlin), Prof. Dr. Barbara Schäuble (ASH Berlin), Prof. Dr. Sabine Jungk (KHSB Berlin), 
Prof. Dr. Sonja Kubisch (TH Köln), Prof. Dr. Albert Scherr (PH Freiburg), Prof. Dr. Karin Scherschel (HS RheinMain Wiesbaden), 
Prof. Dr. Armin Schneider (HS Koblenz), Prof. Dr. Gaby Straßburger (KHSB Berlin), Prof. Dr. Bettina Völter (ASH Berlin), 
Prof. Dr. Astride Velho (Frankfurt UAS), Prof. Dr. Leonie Wagner (HAWK Holzminden)

Unter Mitarbeit von: 
Andreas Foitzik (Tübingen, Netzwerk rassismuskritische Migrationspädagogik Baden-Württemberg), Hannes Wolf (DBSH Berlin), 
Silvia Oitner (ASH Berlin), Katharina Müller (Flüchtlingsrat Berlin), Sebastian Muy (BBZ – Beratungs- und Betreuungszentrum 
für junge Flüchtlinge und Migrant*innen, Berlin), Stephan Voss (ASH Berlin)

Kontakt
Prof. Dr. Barbara Schäuble: schaeuble@ash-berlin.eu, Prof. Dr. Nivedita Prasad: prasad@ash-berlin.eu

Vorschlag zur Zitierweise
Initiative Hochschullehrender zu Sozialer Arbeit in Gemeinschaftsunterkünften: Positionspapier: Soziale Arbeit mit Geflüchteten  
in Gemeinschaftsunterkünften. Professionelle Standards und sozialpolitische Basis, Berlin 2016, abrufbar unter:  
www. http://www.fluechtlingssozialarbeit.de/
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Prof. Dr. Gudrun Ehlert (Hochschule Mittweida)
Prof. Dr. Ulrike Eichinger (Alice Salomon Hochschule Berlin)
Prof. Dr. Egon Endres (Katholische Stiftungsfachhochschule München)
Prof. Dr. Constance Engelfried (Hochschule München)
Prof. Dr. Esra Erdem (Alice Salomon Hochschule Berlin)
Prof. Dr. Schahrzad Farrokhzad (TH Köln)
Prof. Dr. Cornelia Füssenhäuser (Hochschule RheinMain)
Prof. Dr. Dieter Filsinger (Hochschule für Technik und Wirtschaft des Saarlandes)
Prof. Dr. Gabriele Fischer (Hochschule Esslingen)
Prof. Dr. Gaby Franger-Huhle (Hochschule Coburg)
Prof. Dr. Julia Franz (Hochschule Neubrandenburg)
Prof. Dr. Josef Freise Katholische Hochschule NRW Köln)
Prof. Dr. Marianne Genenger-Stricker (KatHo Aachen)
Prof. Dr. Susanne Gerull (Alice Salomon Hochschule Berlin)
Prof. Dr. Tanja Grendel (Hochschule RheinMain)
Prof. Dr. Axel Groenemeyer (TU Dortmund)
Prof. Dr. Hedwig Rosa Griesehop (Alice Salomon Hochschule Berlin)
Prof. Dr. Ruth Großmaß (Alice Salomon Hochschule Berlin)
Prof. Dr. Walid Hafezi (Hochschule RheinMain)
Prof. i.R. Dr. Franz Hamburger (Johannes Gutenberg-Universität Mainz)
Prof. Dr. Jutta Hartmann (Alice Salomon Hochschule Berlin)
Prof. Dr. Brigitte Hasenjürgen (KatHO NRW)
Prof. Dr. Louis Henri Seukwa (HAW Hamburg)
Prof. Ulrike Hemberger (Alice Salomon Hochschule Berlin)
Prof. Dr. Gudrun Hentges (Hochschule Fulda)
Prof. Dr. Sabine Hess (Georg-August-Universität Göttingen)
Prof. Dr. Ulrike Hormel (PH Ludwigsburg)
Prof. Dr. Christine Hunner-Kreisel (Universität Vechta)
Prof. Dr. Christine Huth-Hildebrandt (Frankfurt University of Applied Sciences)
Prof. Dr. Angelika Iser (Hochschule München)
Pro. Dr. Elke Josties (Alice Salomon Hochschule Berlin)
Prof. Dr. Ingrid Jungwirth (Hochschule Rhein-Waal)
Prof. Dr. Annita Kalpaka (HAW-Hamburg)
Prof. Dr. Yasemin Karakaşoğlu (Universität Bremen)
Prof. Dr. Juliane Karakayali (Evangelische Hochschule Berlin)
Prof. Dr. Michaela Köttig (Frankfurt University of Applied Sciences)
Prof. Dr. Fabian Kessl (Universität Duisburg-Essen)
Prof. Dr. Michael Klassen (Hochschule RheinMain)
Prof. Dr. Tilo Klöck (Hochschule München)
Prof. Dr. Sebastian Klus (Duale Hochschule Baden-Württemberg Villingen-Schwenningen)
Prof. Dr. Ute Koch (Duale Hochschule Baden-Württemberg)
Prof. Dr. Uli Kowol (FH Dortmund)
Prof. Dr. Thomas Kunz (Frankfurt University of Applied Sciences)
Prof. Dr. Esther Lehnert (Alice Salomon Hochschule Berlin)
Prof. Dr. Sigrid Leitner (TH Köln)
Prof. Dr. Karin Lenhart-Roth (Hochschule Hannover)
Prof. Dr. Helma Lutz (Goethe Universität Frankfurt )
Dr. Ann Marie Krewer (Hochschule Niederrhein,
Vertretungsprofessur am FB Sozialwesen und Institut SO.CON)
Prof. Dr. Susanne Maurer (Universität Marburg)
Prof. Dr. Michael May (Hochschule Rhein Main)
Prof. Dr. Marion Mayer (Alice Salomon Hochschule Berlin)
Prof. Dr. Paul Mecheril (Uni Oldenburg)
Prof. Dr. Claus Melter (HS Esslingen)
Prof. Dr. Astrid Messerschmidt (Technische Universität Darmstadt)
Prof. Dr. Petra Mund (Katholische Hochschule für Sozialwesen Berlin)
Prof. Dr. Andrea Nachtigall (EAH Jena)
Prof. Dr. Siglinde Naumann (Hochschule RheinMain)
Prof. Dr. Peter Nick (Hochschule Kempten)
Prof. Dr. Arnd-Michael Nohl (Helmut Schmidt Universität - Universität der Bundeswehr)
Prof. Dr. Susanne Nothhafft (Katholische Stiftungsfachhochschule – Abt. München)
Prof. Dr. Eleonore Oja Ploil (Hochschule RheinMain)
Prof. Dr. Matthias Otten (TH Köln)
Prof. Dr. Markus Ottersbach (TH Köln)
Prof. Dr. Hans-Uwe Otto (Universität Bielefeld)
Prof. Dr. Simone Pfeffer (TH Nürnberg GSO)
Prof. Dr. Melanie Plösser (FH Bielefeld)
Prof. Dr. Ayca Polat (FH Kiel)
Prof. Dr. Claudia Rademacher (FH Bielefeld)
Prof. Dr. Günter Rausch (Evangelische Hochschule Freiburg)
Prof. Dr. Dieter Röh (Hochschule für Angewandte Wissenschaften Hamburg)
Prof. Dr. Jörg Reitzig (Hochschule Ludwigshafen am Rhein)
Prof. Dr. Claus Richter (TH Köln)
Prof. Dr. Christine Riegel (PH Freiburg)
Prof. Dr. Günter Rieger (DHBW Stuttgart)
Prof. Dr. Paul-Stefan Roß (DHBW Stuttgart)
Prof. Dr. Eckhard Rohrmann (Universität Marburg)

Prof. Dr. Clarissa Rudolph (OTH Regensburg)
Prof. Dr. Arne Schäfer (Hochschule RheinMain)
Prof. Dr. Reinhild Schäfer (Hochschule RheinMain Wiesbaden)
Prof. Dr. Louis Henri Seukwa (HAW Hamburg)
Prof. Dr. Nausikaa Schirilla (Katholische Hochschule Freiburg)
Prof. Dr. Angelika Schmidt-Koddenberg (KatHo Köln)
Prof. Dr. Lilo Schmitz (HS Düsseldorf)
Prof. Dr. Kathrin Schrader(UAS Frankfurt)
Prof. Dr. Mark Schrödter (Universität Kassel)
Prof. Dr. Heidrun Schulze (HSRM Wiesbaden)
Prof. Dr. Andreas Schwarz (KSFH München)
Prof. Dr. Helen Schwenken (Institut für Migrationsforschung 
und Interkulturelle Studien (IMIS), Universität Osnabrück)
Prof. Dr. Ruth Seifert (OTH Regensburg)
Prof. Dr. Christian Spatscheck (Hochschule Bremen)
Prof. Dr. Susanne Spindler (Hochschule Darmstadt)
Prof. Dr. Silvia Staub-Bernasconi
Prof. Dr. Barbara Stauber (Universität Tübingen)
Prof. Dr. Sabine Stövesand (University of Applied Sciences 
Hamburg – Department Social Work)
Prof. Dr. Claudia Steckelberg (Hochschule Neubrandenburg)
Prof. Dr. Beate Steinhilber (Ev. Hochschule Freiburg)
Prof. Dr. Wolfram Stender (Hochschule Hannover)
Prof. Dr. Brigitte Stolz-Willig (UAS Frankfurt)
Prof. Dr. Claudia Streblow (FH Dortmund)
Prof. Dr. Monika Többe-Schukalla (KatHO NRW – Abt. Paderborn)
Prof. Irmgard Teske (Hochschule Ravensburg-Weingarten)
Prof. Dr. Marc Thielen (Universität Bremen)
Prof. Dr. Barbara Thiessen (Hochschule Landshut)
Prof. Dr. Andreas Thimmel (TH Köln)
Prof. Dr. Werner Thole (Universität Kassel)
Prof. Dr. Stefan Timmermanns (Frankfurt UAS)
Prof. Dr. Monika Treber (Berlin)
Dr. Vassilis Tsianos (Vertretungsprofessor, FH Kiel)
Prof. Dr. Ursula Unterkofler (KSFH München – Abt. Benediktbeuern)
Prof. Dr. Edeltraud Vomberg (Hochschule Niederrhein (Honoraprofessur)
Prof. Dr. Larissa von Schwanenflügel (Frankfurt University of Applied Sciences)
Prof. Dr. Bernhard Vondrasek (KSFH München - Abt. Benediktbeuern)
Prof. Dr. María do Mar Castro Varela (Alice Salomon Hochschule Berlin)
Prof. Dr. Martina Weber (HS Emden-Leer)
Prof. Dr. Klaus Weber (Hochschule München)
Prof. Dr. Steffi Weber-Unger-Rotino (HS Mittweida)
Prof. Dr. Carla Wesselmann (Hochschule Emden-Leer)
Prof. Dr. Brigitte Wießmeier (EHB-INIB)
Prof. Dr. Jens Wurtzbacher (KHSB Berlin)
Prof. Dr. Ulrike Zöller (HTW Saar)

Organisationen und Vertreter_innen von Organisationen#

Deutsche Gesellschaft für Soziale Arbeit (DGSA)  
(Wissenschaftlicher Fachverband)
Amadeu Antonio Stiftung (Berlin)
AMYNA e. V. (Verein zur Abschaffung von sexuellem Missbrauch  
und sexueller Gewalt München)
agisra e. V., Informations- und Beratungsstelle für  
Migrantinnen und Flüchtling (agisra e. V.)
Arbeitsgemeinschaft der Ausländer-, Migranten- und  
Integrationsbeiräte Bayerns (AGABY e. V.)
Stéphane Beuchat, Avenir Social  
(Schweizer Berufsverband der Sozialen Arbeit)
Bayerischer Flüchtlingsrat
Bundesverband unbegleitete minderjährige Flüchtlinge (BumF e. V.)
Michael Leinenbach (Vorsitzender DBSH)
Flüchtlingsrat Thüringen e. V.
Klaus Kühne (IFSW Main Representative at the UN in Geneva)
MigrAr - gewerkschaftliche Anlaufstelle für MigrantInnen in prekären  
Arbeitsverhältnissen mit und ohne Papiere
Claus-Ulrich Prölß (Geschäftsführer, Kölner Flüchtlingsrat e. V.)
Letitia Matarea Türk (Projekt Faire Mobilität beim DGB Bundesvorstand)

 

Die weiteren Unterzeichner_innen des  
Positionspapiers finden Sie unter:  
http://fluechtlingssozialarbeit.de



Alice Salomon Hochschule Berlin
Hochschule für Soziale Arbeit, 
Gesundheit, Erziehung und Bildung 
Alice-Salomon-Platz 5, 12627 Berlin 
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Zukunft ? 

© www.migrantas.org | eine visuelle Sprache der Migration, Piktogramm von Migrantas - entstanden aus Zeichnungen von Migrant*innen in Berliner Workshops


